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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes und anderer Gesetze 
- Drucksachen 8/1409, 8/1765, 8/1781 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 459. Sitzung am 2. Juni 
1978 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 11. Mai 1978 verabsdiiedeten Gesetz zu ver- 
langen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Arti- 
kel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den nach- 
stehenden Gründen einberufen wird. 


Gründe 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 vor Buchstabe a (§ 1 Abs. 2 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 1 wird vor Buchstabe a folgen- 
der Buchstabe Oa eingefügt: 

„Oa) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.“ 
Begründung 

Die generelle Gewährung einer Investitionszu- 
lage für Ersatzbeschaffungen würde der Inten- 
tion des Gesetzes zuwiderlaufen. Eine Beschrän- 
kung der Förderung auf Investitionen im Zonen- 
randgebiet scheint jedoch geboten und angemes- 
sen, um diesem besonders strukturschwachen 
Gebiet wieder einen Präferenzvorsprung gegen- 
über den übrigen, mittlerweile in der Zahl stark 


angewachsenen Förderungsgebieten zu verschaf- 
fen. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 1 Abs. 4 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b sind nach den 
Eingangsworten ,In Absatz 4 werden' die nach- 
stehenden Worte ,die Worte „7,5 vom Hundert“ 
durch die Worte „10 vom Hundert“ sowie' ein- 
zufügen. 

Begründung 

Die Investitionszulage soll in allen Fördergebie- 
ten wieder 10 v, H. der begünstigten Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten betragen. 
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Die gegenwärtige wirtschaftliche Entwicklung 
madit eine Revision der im Zusammenhang mit 
den konjunkturdämpfenden Maßnahmen im 
Jahre 1973 erfolgten Kürzung der Investitions- 
zulage erforderlich. Mit der Änderung soll der 
urpsrüngliche Zustand wiederhergestellt werden. 

Die bestehenden Fördermöglichkeiten reichen 
nidit mehr aus, um die Standortnaditeile in 
strukturschwadien und peripheren Räumen zu 
kompensieren. Vor allem ist spürbar geworden, 
daß im Zuge der allgemeinen Arbeitslosigkeit 
die Ballungsräume verstärkt um privates Inve- 
stitionskapital werben. Angesichts dieser Sach- 
lage erscheint eine Erhöhung der Investitionszu- 
lage auf 10 V. H. dringend geboten. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 Budistabe a Doppelbuch- 
stabe bb (§ 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 2 Budistabe a Doppelbudi- 
stabe bb ist in § 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 das Wort 
„überwiegend“ durdi die Worte „nidit nur ge- 
ringfügig" zu ersetzen. 

Begründung 

Durdi die Formulierung „überwiegend" wird ein 
neues einengendes Untersdieidungsmerkmal in 
die regionale Fremdenverkehrsförderung einge- 
führt. Dies hätte zur Folge, daß ein Großteil der 
sogenannten Misdibetrie'be (z. B. Gasthöfe mit 
Beherbergung) aus der regionalen Wirtsdiafts- 
förderung ausschiede. Audi bei vielen Hotels 
dürfte die Förderung problematisdi werden. 
Insbesondere würden die kleineren und mittle- 
ren Betriebe mit gastronomischem Angebot in 
Zukunft nicht mehr in den Genuß der Investi- 
tionszulage kommen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 2 Budistabe a nadi Doppelbudi- 
stabe cc (§ 2 Abs. 2 S, 1 Nr. 3 — neu — InvZulG) 
In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a ist nadi Doppel- 
budistabe cc folgender neuer Doppelbuch- 
stabe cci einzufügen: 

,cci) In der neuen Nummer 3 ist das Wort 
„überwiegend" durch die Worte „minde- 
stens zu einem Drittel" zu ersetzen.' 

Begründung 

Die geltende Bestimmung, daß in einer zu för- 
dernden Betriebstätte „überwiegend" Güter her- 
gestellt oder Leistungen erbracht werden müs- 
sen, die überregional abgesezt werden, hat zur 
Folge, daß der mittelständische Bereich, insbe- 
sondere das Handwerk, von der Förderung weit- 
gehend ausgeschlossen ist. Die geltende Rege- 
lung führt vor allem dann zu Härten, wenn der 
Anteil der genannten Güter oder Leistungen 
etwas weniger als die Hälfte der Gesamtproduk- 
tion beträgt. Außerdem trägt die Erstellung von 


Gütern und Leistungen, die ihrer Art nach regel- 
mäßig überregional abgesetzt werden, äuch dann 
zur Steigerung der Wirtschaftskraft des betref- 
fenden Gebietes bei (Primäreffekt), wenn dieser 
Anteil das Produktionsprogramm der Betrieb- 
stätte nicht überwiegend bestimmt. Sofern je- 
doch die Erstellung von Gütern oder Leistungen, 
die ihrer Art nach regelmäßig überregional ab- 
gesetzt werden, nur einen unbedeutenden An- 
teil am Produktionsprogramm ausmacht, so soll 
auch weiterhin die Gewährung von Investitions- 
zulagen ausgeschlossen sein. Als angemessener 
Anteil sollte ein Drittel des Umsatzes der Be- 
triebstätte angesehen werden. Diese Regelung 
erscheint nicht zuletzt auch angesichts der 
schwierigen wirschaftlichen Verhältnisse in den 
Fördergebieten dringend geboten. 

Die Kosten der beantragten Änderung sind nicht 
erheblich, da hierdurch praktisch nur ein relativ 
kleiner Teil des unter den „Primäreffekt" fallen- 
den Handwerks (in aller Regel nur Produktions- 
betriebe) in die Förderung einbezogen wird. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 4 Abs. 1 Satz 3 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a sind in § 4 Abs. 1 
Satz 3 InvZulG die Worte „500 000 Deutsche 
Mark" durch die Worte „1 Million Deutsche 
Mark" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Begrenzung der Förderung auf ein Förder- 
volumen von 500 000 DM ist zu eng. Dabei wird 
nicht angemessen berücksichtigt, daß bei der Be- 
messung der Investitionszulage auch Gebäude 
einbezogen werden. Eine Verdoppelung des 
Grenzbetrages erscheint deshalb angebracht. 

6. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b Doppelbuchsta- 
ben cc und dd (§19 Abs. 1 Satz 3 und 4 BerlinFG) 

a) In Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b ist Doppel- 
buchstabe cc wie folgt zu fassen: 

,cc) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Investitionszulage beträgt 

1. bei im Wirtschaftsjahr angeschafften 
oder her gestellten abnutzbaren be- 
weglichen Wirtschaftsgütern 

10 vom Hundert der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten 

2. bei im Wirtschaftsjahr hergestellten 
abnutzbaren unbeweglichen Wirt- 
schaftsgütern und im Wirtschaftsjahr 
beendeten Anbauten, Erweiterungen 
und anderen nachträglichen Herstel- 
lungsaibeiten 

15 vom Hundert der Herstellungs- 
kosten." ' 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 2. Juni 1978 
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b) In Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b ist Doppel- 
buchstabe dd wie folgt zu fassen: 

,dd) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 

„Sie erhöht sich für abnutzbare beweg- 
liche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö- 
gens, die mindestens drei Jahre nach 
ihrer Anschaffung oder Herstellung 

1. in einem Betrieb (einer Betriebstätte) 

a) des verarbeitenden Gewerbes — 
ausgenommen Baugewerbe — un- 
mittelbar oder mittelbar der Ferti- 
gung dienen, 

b) der Energiewirtschaft einschließ- 
lich Fernheizwerke unmittellbar 
oder mittelbar der Erzeugung von 
Energie oder Wärme dienen, 

auf 25 vom Hundert der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, 


2. ausschließlich der Forschung oder 
Entwicklung im Sinne des § 51 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe u. Satz 4 des Einkom- 
mensteuergesetzes dienen, auf 35 vom 
Hundert der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten, soweit diese den Be- 
trag von 1 Million Deutsdie Mark im 
Kalenderjahr nicht übersteigen, und 
auf 30 vom Hundert der diesen Betrag 
übersteigenden Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten." ‘ 

Begründung zua) und b) 

Mit Rücksicht auf die zu § 1 Abs, 4 Investi- 
tionszulagengesetz beantragte Anhebung des 
Investitionszulagensatzes von 7,5 auf 10 vom 
Hundert dient die Änderung von § 19 Abs. 1 
Satz 3 und 4 Berlinförderungsgesetz der Wah- 
rung des bestehenden Präferenzgefälles. 
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